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1. Übergewinnsteuern in Europa in jüngerer Zeit 

Gefragt wird nach einer Aktualisierung des Sachstands mit dem Titel „Übergewinnsteuern in Eu
ropa - Neue Regelungen und Pläne für die Abschöpfung von Übergewinnen“1 vom 16. Juni 2022 
(Aktenzeichen: WD 4 - 3000 - 074/22). Zahlreiche Staaten in Europa haben seit 2022 Überge
winnsteuern eingeführt (zum Konzept der Übergewinnsteuer nachfolgend 2.). Die meisten betref
fen die Energiebranche, einige auch andere Branchen, insbesondere den Finanzsektor.2 Schon 
vorher verbreitet waren Übergewinnsteuern im Rohstoffsektor.3 Die Mitgliedstaaten der Europäi
schen Union waren aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben zur Einführung eines befristeten obli
gatorischen Solidaritätsbeitrags oder zumindest gleichwertiger Maßnahmen verpflichtet (dazu 
nachfolgend 3.). So kann eine Übergewinnsteuer in einem Mitgliedstaat ganz unabhängig von 
den unionsrechtlichen Vorgaben, gerade in Umsetzung dieser Vorgaben (wie der EU-Energiekri
senbeitrag in Deutschland, dazu 3.5.) oder als gleichwertige nationale Maßnahme eingeführt wor
den sein (zur Umsetzung in den einzelnen Mitgliedstaaten nachfolgend 4.). Diese Dokumentation 
gibt darüber hinaus einen Überblick über einige wesentliche Entwicklungen zur Etablierung von 
Übergewinnsteuern in 13 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (dazu nachfolgend 5.) und in 
drei weiteren Staaten Europas (dazu nachfolgend 6.). 

2. Zum Konzept der Übergewinnsteuer 

Die Übergewinnsteuer wird beschrieben als eine „Steuer auf den Mehrbetrag gegenüber dem Ge
winn einer vorangegangenen Basisperiode, z.B. die Excess Profits Tax während des Ersten und 
Zweiten Weltkriegs in Großbritannien und USA“.4 Historische Übergewinnsteuern wurden insbe
sondere in Kriegs- und Nachkriegszeiten erhoben. Dabei wurden vor allem zwei Ziele verfolgt, 
nämlich das fiskalpolitische Ziel der Deckung eines außergewöhnlich hohen öffentlichen Finanz
bedarfs und das weitere Ziel, Gewinne bestimmter Branchen abzuschöpfen, die entweder auf
grund oder während der Kriege erwirtschaftet wurden und daher als ungerecht empfunden wur
den. So wurden Übergewinnsteuern in den USA, Großbritannien und Frankreich anlässlich des 
Ersten sowie des Zweiten Weltkriegs erhoben, deren Steuersätze von 20 % bis zu 95 % reichten.5 

Historische und aktuelle Beispiele für Übergewinnsteuern zeichnen eine Steuer, die als zeitlich 
befristete und in der Regel sektorspezifische Steuer auf krisenbedingte Übergewinne bestimmter 
Unternehmen als Reaktion auf einen negativen Schock eingeführt werden (Krisen-

 

1 https://www.bundestag.de/resource/blob/905070/WD-4-074-22-pdf.pdf.  

2 Alvarado, European Taxation 2023, 414. 

3 Hebous/Prihardini/Vernon, Excess Profit Taxes: Historical Perspective and Contemporary Relevance, IMF 
Working Paper 22/187, September 2022, S. 11 mit Beispielen. 

4 So Dautzenberg, in: Gabler Wirtschaftslexikon (https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/uebergewinn
steuer-47797/version-271059).   

5 Siehe Hebous/Prihardini/Vernon, Excess Profit Taxes: Historical Perspective and Contemporary Relevance, IMF 
Working Paper 22/187, September 2022, S. 8 ff. mit Beispielen. Siehe auch Wissenschaftliche Dienste des Deut
schen Bundestages, Ausarbeitung „Übergewinnsteuer – historische Hintergründe, aktuelle Diskussion und 
rechtliche Fragen“, WD 4 - 3000 - 023/21 vom 31.3.2021 (https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-
4-023-21-pdf.pdf).  

https://www.bundestag.de/resource/blob/905070/WD-4-074-22-pdf.pdf
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/uebergewinnsteuer-47797/version-271059
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/uebergewinnsteuer-47797/version-271059
https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-4-023-21-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-4-023-21-pdf.pdf
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Übergewinnsteuer).6 Ohne Rücksicht auf die nicht einheitliche Terminologie und ohne Rück
sicht auf die ökonomische Diskussion, ob Übergewinne überhaupt existieren bzw. bestimmbar 
sind,7 werden solche Steuern für Zwecke dieser Dokumentation als Übergewinnsteuern betrach
tet. Davon hebt sich das Konzept einer allgemeinen, sektorübergreifenden und permanenten 
Übergewinnsteuer ab, die nur den Teil des Unternehmensgesamtgewinns (total profits) belastet, 
der über einen definierten „normalen“ Gewinn (normal profits) hinausgeht, der im Sinne der Fi
nanzierungsneutralität als bestimmte Eigenkapitalrendite steuerlich verschont bleibt.8  

Die Bestimmung des Übergewinns ist das Kernproblem jeder Übergewinnsteuer. Bemisst man 
den Übergewinn nach einkommensteuerlichen Methoden, muss der aktuelle Gewinn des Besteu
erungszeitraums verglichen werden mit einem Referenzgewinn. Der Referenzgewinn kann sich 
nach einer vorgegebenen fiktiven Rendite bemessen (invested capital method) oder nach den tat
sächlichen Gewinnen desselben Unternehmens aus Zeiträumen vor dem Besteuerungszeitraum 
(average earnings method bzw. base years method). Beide Methoden haben Vor- und Nachteile.9 

3. Europäischer Solidaritätsbeitrag für Energieunternehmen 

Art. 14 bis 18 der Verordnung (EU) 2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaß
nahmen als Reaktion auf die hohen Energiepreise (im Folgenden „EU-NotfallVO“) sieht als „Maß
nahme in Bezug auf den Erdöl-, Erdgas-, Kohle-, und Raffineriebereich“ (so die Überschrift des 
Kapitels III) einen befristeten obligatorischen Solidaritätsbeitrag vor. Wegen der umstrittenen 
unionsrechtlichen Rechtsgrundlage10 sind gegen den Energiekrisenbeitrag Verfahren beim Euro
päischen Gerichtshof11 und beim Gericht der Europäischen Union12 anhängig. 

 

6 Für diese Art von Übergewinnsteuern gibt es zahlreiche historische und aktuelle Beispiele, siehe 
Hebous/Prihardini/Vernon, Excess Profit Taxes: Historical Perspective and Contemporary Relevance, IMF Wor
king Paper 22/187, September 2022, S. 3 ff. 

7 Siehe dazu Moderau/Ruf, DB 2023, 2449, 2450 f., 2456, die darauf verweisen, dass ein so verstandener Überge
winn nicht objektiv bestimmbar sei, da die Erwartungen nicht objektiv beobachtbar und bestimmbar seien; der 
Übergewinn könne daher empirisch nicht bestimmt werden; Gesetze über Übergewinnsteuern könnten sich die
sem Übergewinn allenfalls annähern; siehe auch Langenmayr, StuW 2023, 70. 

8 Siehe dazu Hebous/Prihardini/Vernon, Excess Profit Taxes: Historical Perspective and Contemporary Rele
vance, IMF Working Paper 22/187, September 2022, S. 3 ff., 12 ff. 

9 Siehe zu den Methoden der Ermittlung des Übergewinns Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, 
Ausarbeitung „Übergewinnsteuer – historische Hintergründe, aktuelle Diskussion und rechtliche Fragen“, WD 4 
- 3000 - 023/21 vom 31.3.2021, Ziffer 4, S. 12 ff. (https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-4-023-
21-pdf.pdf).  

10 Kompetenzgrundlage dafür war Art. 122 Abs. 1 AEUV. Kritisch dazu Valta, StuW 2023, 72, 73; Schumacher, 
Ubg. 2023, 79, 84. Zum Streit darüber siehe zusammenfassend Keuper/Zeck, DStR 2023, 1297, 1299.  

11 EuGH, C-358/24, C-467/24, C-633/23, C-533/24, C-251/24 (dazu näher BFH, Beschluss vom 27.10.2025, II B 5/25 
(AdV)). 

12 EuG, T-759/22, T-802/22, T-803/22 (dazu näher BFH, Beschluss vom 27.10.2025, II B 5/25 (AdV)). 

https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-4-023-21-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/838958/WD-4-023-21-pdf.pdf
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3.1. Steuersubjekte / Branchenbezug 

Steuerpflichtig sind nach Art. 14 Abs. 1 EU-NotfallVO im Erdöl-, Erdgas-, Kohle- und Raffinerie
bereich tätige Unternehmen und Betriebsstätten,13 die mindestens 75 % ihres Umsatzes durch 
Wirtschaftstätigkeiten in den Bereichen Extraktion, Bergbau, Erdölraffination oder Herstellung 
von Kokereierzeugnissen erzielen (siehe Art. 2 Nr. 17 EU-NotfallVO). 

3.2. Steuerobjekt / Bemessungsgrundlage 

Der Solidaritätsbeitrag wird nach Art. 15 EU-NotfallVO auf der Grundlage der steuerpflichtigen 
Gewinne berechnet, die nach den nationalen Steuervorschriften während der gesamten Dauer des 
Steuerjahres ermittelt wurden und mehr als 20 % über dem Referenzgewinn liegen (Überge
winn). Der Referenzgewinn ist der Durchschnitt der steuerpflichtigen Gewinne, die gemäß den 
nationalen Steuervorschriften in den vier vorherigen Steuerjahren ermittelt wurden (also für das 
Steuerjahr 2022 die Gewinne aus den Steuerjahren 2018 bis 2021). Ist der Referenzgewinn nega
tiv, ist er mit null anzusetzen (Art. 15 Satz 2 EU-NotfallVO). Der zusätzliche Gewinn bleibt also 
im Umfang von 20 % des Referenzgewinns steuerfrei. Beim Referenzgewinn muss es sich um 
eine Nettogröße handeln (Gewinn). Bei dem Solidaritätsbeitrag handelt es sich um eine klassi
sche Krisen-Übergewinnsteuer im unter 2. beschriebenen Sinne. 

3.3. Steuersatz 

Der Steuersatz beträgt gemäß Art. 16 Abs. 1 EU-NotfallVO mindestens 33 % der Bemessungs
grundlage. Damit wird lediglich ein Mindeststeuersatz vorgegeben. Die Mitgliedstaaten können 
den Steuersatz höher ansetzen. 

3.4. Zeitlicher Anwendungsbereich 

Der Solidaritätsbeitrag gilt nur für Übergewinne, die im Haushaltsjahr 2022 und/oder im Haus
haltsjahr 2023 erzielt werden (Art. 18 Satz 2, Art. 15 Satz 1 EU-NotfallVO). Folglich bestand für 
die Mitgliedstaaten ein Wahlrecht: Der Solidaritätsbeitrag kann sich auf das Jahr 2022, auf das 
Jahr 2023 oder auf beide Jahre beziehen. 

Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet (Art. 14 Abs. 3 EU-NotfallVO), bis zum 31.12.2022 ent
sprechende Regelungen in nationales Recht umzusetzen, es sei denn, sie hatten bis zu diesem 
Zeitpunkt gleichwertige nationale Maßnahmen zur Erschwinglichkeit von Energie erlassen. Letz
tere sind nationale Maßnahmen, mit denen ähnliche Ziele verfolgt werden und die ähnlichen Re
geln unterliegen wie der Solidaritätsbeitrag und die zu Einnahmen führen, die den geschätzten 
Einnahmen aus dem Solidaritätsbeitrag entsprechen oder diese übersteigen (siehe dazu 4.3.). 

 

13 Siehe zum Begriff des Unternehmens, zur Ansässigkeit und zur Gruppenbesteuerung und zu Betriebsstätten 
Wissenschaftliche Dienste, Ausarbeitung „Umsetzung des europäischen befristeten Solidaritätsbeitrags gemäß 
der Verordnung (EU) 2022/1854 vom 6. Oktober 2022 durch eine Übergewinnsteuer in Deutschland - Italieni
sche Übergewinnsteuer und weitere Alternativen zum EU-Energiekrisenbeitrag“ WD 4 - 3000 - 106/22 vom 
14.12.2022, Ziffer 3.2.1. (https://www.bundestag.de/resource/blob/929410/WD-4-106-22-pdf.pdf).  

https://www.bundestag.de/resource/blob/929410/WD-4-106-22-pdf.pdf
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3.5. Umsetzung in Deutschland 

Infolge der EU-NotfallVO hat Deutschland den sog. EU-Energiekrisenbeitrag durch das EU-Ener
giekrisenbeitragsgesetz (EU-EnergieKBG) zur Umsetzung des befristeten Solidaritätsbeitrags in 
Deutschland eingeführt.14 Der EU-Energiekrisenbeitrag lehnt sich eng an die unionsrechtlichen 
Vorgaben an und geht in sachlicher Hinsicht nicht darüber hinaus.15 Er wurde in den Jahren 2022 
und 2023 erhoben (§ 3 Abs. 2 EU-EnergieKBG). Bei den Finanzgerichten sind Klagen gegen den 
EU-Energiekrisenbeitrag anhängig.16 

4. Umsetzung in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Einige Mitgliedstaaten haben wie Deutschland den Anwendungsbereich des befristeten obligato
rischen Solidaritätsbeitrags auf die Umsetzung der EU-NotfallVO (siehe 3.) beschränkt. Andere 
Staaten haben darüber hinaus den Anwendungsbereich ihrer Übergewinnsteuern erweitert. Die 
in Europa eingeführten Übergewinnsteuern unterschieden sich daher hinsichtlich Struktur, Zie
len und Steuersätzen erheblich.17 Der Art nach kann es sich um Zuschläge zur Körperschaftsteuer 
oder Einkommensteuer, Umsatzsteuer oder andere Abgaben handeln; einige dieser neu einge
führten Steuern sind strukturell auch keine klassischen Übergewinnsteuern in dem unter 2. be
schriebenen Sinne. 

4.1. Bericht der Kommission über die Umsetzung18  

Von den 27 Mitgliedstaaten wendeten 16 den Solidaritätsbeitrag an (Österreich, Bulgarien, Zy
pern, Deutschland, Dänemark, Griechenland, Finnland, Frankreich, Kroatien, Irland, Litauen, 
Niederlande, Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei). Acht Mitgliedstaaten entschieden sich da
für, gleichwertige nationale Maßnahmen zu erlassen oder anzuwenden, wie es die EU-NotfallVO 
ausdrücklich zulässt (Belgien, Tschechische Republik, Estland, Spanien, Ungarn, Italien, Portu
gal, Schweden). Drei Mitgliedstaaten (Luxemburg, Lettland, Malta) gaben an, dass sie keine Un
ternehmen oder Betriebsstätten im Anwendungsbereich der Verordnung haben, auf die der Soli
daritätsbeitrag angewandt werden kann. Nach Rücksprache mit der Kommission haben diese Mit
gliedstaaten daher keine Durchführungsmaßnahmen erlassen. 

 

14 Zu Einzelheiten des Tatbestands siehe ausführlich Schumacher, Ubg. 2023, 79. 80 ff. 

15 Zur Wirkungsweise siehe Meyering/Hegemann, FR 2023, 433, 434 ff.; Keuper/Zeck, DStR 2023, 1814, 1816. 

16 Siehe zu diesen Verfahren und verfassungsrechtlichen Fragestellungen in Deutschland Wissenschaftliche 
Dienste, Sachstand „Übergewinnsteuer - Verfassungsrechtliche Zulässigkeit“, WD 4 - 3000 - 002/26 vom 
26.02.2026, Ziffer 3.1. (https://www.bundestag.de/resource/blob/1158284/WD-4-002-26.pdf)  

17 Alvarado, European Taxation 2023, 413, 422. 

18 Siehe zum Nachfolgenden Bericht der Europäischen Kommission an den Rat (Bericht über Kapitel III der Ver
ordnung (EU) 2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen 
Energiepreise, Solidaritätsbeitrag und erlassene gleichwertige Maßnahmen: Bestandsaufnahme) vom 14.5.2025, 
COM(2025) 237 final (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025DC0237).   

https://www.bundestag.de/resource/blob/1158284/WD-4-002-26.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025DC0237
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Am 30. Juni 2024 beliefen sich die Einnahmen der Mitgliedstaaten für das Haushaltsjahr 2022 auf 
16.497 Millionen Euro, für das Haushaltsjahr 2023 auf 9.653 Millionen Euro, insgesamt also auf 
26.150 Millionen Euro. 

4.2. Mitgliedstaaten, die den Solidaritätsbeitrag anwenden19 

Hinsichtlich des zeitlichen Anwendungsbereichs (siehe zur Wahlmöglichkeit 3.4.) haben sechs 
Mitgliedstaaten den Solidaritätsbeitrag sowohl für das Haushaltsjahr 2022 als auch für das Haus
haltsjahr 2023 angewendet (Österreich, Bulgarien, Deutschland, Irland, Rumänien, Slowenien), 
sechs Mitgliedstaaten nur für das Haushaltsjahr 2022 (Griechenland, Frankreich, Niederlande, 
Kroatien, Polen, Slowakei) und drei Mitgliedstaaten nur für das Haushaltsjahr 2023 (Dänemark, 
Finnland, Litauen). 

Hinsichtlich des Steuersatzes wenden zehn Mitgliedstaaten den Mindestsatz von 33 % an (Bulga
rien, Deutschland, Dänemark, Griechenland, Finnland, Frankreich, Kroatien, Litauen, Nieder
lande, Polen). Fünf Mitgliedstaaten wenden einen höheren Satz an: 40 % (Österreich), 55 % (Slo
wakei), 60 % (Rumänien), 75 % (Irland) und 80 % (Slowenien). 

4.3. Mitgliedstaaten, die gleichwertige nationale Maßnahmen erlassen haben20 

In der Gruppe der Mitgliedstaaten, die gleichwertige nationale Maßnahmen erlassen haben, ga
ben sechs von acht Mitgliedstaaten an, dass diese Maßnahmen auf bereits bestehenden nationa
len Maßnahmen beruhen, die für andere Wirtschaftszweige in ihrem Zuständigkeitsbereich gel
ten, z. B. für Banken (Tschechische Republik), Lebensmittel und Einzelhandel (Portugal)21 oder 
nationale Rahmenregelungen für Erdölverkäufer und andere Tätigkeiten im Energiesektor (Bel
gien, Estland, Ungarn, ebenfalls Tschechische Republik). Italien hat für das Haushaltsjahr 2022 
eine bereits bestehende nationale Maßnahme angewandt und diese an die Anforderungen der 
Verordnung des Rates für 2023 angepasst. Schweden hat sich am Solidaritätsbeitrag orientiert. 

Als Bemessungsgrundlage ziehen vier von acht Mitgliedstaaten den steuerpflichtigen Gewinn 
heran (Tschechische Republik, Italien, Portugal, Schweden). Vier weitere Mitgliedstaaten wähl
ten eine andere Bemessungsgrundlage: Belgien verwendet die in Raffinerien verarbeiteten Ton
nen Rohöl als Grundlage; Estland legt den Wert des abgabenpflichtigen Rohstoffs zugrunde; Spa
nien verwendet den Nettoumsatz; zu den Maßnahmen in Ungarn siehe 5.13. 

 

19 Siehe zum Folgenden Bericht der Europäischen Kommission an den Rat (Bericht über Kapitel III der Verord
nung (EU) 2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen Ener
giepreise, Solidaritätsbeitrag und erlassene gleichwertige Maßnahmen: Bestandsaufnahme) vom 30.11.2023, 
COM(2023) 768 final, S. 7 (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023DC0768).  

20 Siehe zum Folgenden Bericht der Europäischen Kommission an den Rat (Bericht über Kapitel III der Verord
nung (EU) 2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen Ener
giepreise, Solidaritätsbeitrag und erlassene gleichwertige Maßnahmen: Bestandsaufnahme) vom 30.11.2023, 
COM(2023) 768 final, S. 7 ff. (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023DC0768).  

21 Siehe zu Portugal auch die Ausarbeitung „Fragen zur Einführung einer Übergewinnsteuer im Lebensmittelsek
tor“, WD 4 - 3000 - 073/24 vom 17.10.2024 (https://www.bundestag.de/resource/blob/1032676/WD-4-073-24-
pdf.pdf). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023DC0768
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023DC0768
https://www.bundestag.de/resource/blob/1032676/WD-4-073-24-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1032676/WD-4-073-24-pdf.pdf
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Als Steuersatz haben Portugal und Schweden den Mindestsatz von 33 % angewandt. Italien wen
det einen höheren Satz von 50 % und die Tschechische Republik von 60 % an. In Spanien wird 
ein Satz von 1,2 % auf den Umsatz angewandt. Zu Ungarn siehe 5.13. Zwei Mitgliedstaaten ha
ben variable Sätze festgelegt: zu Belgien siehe 5.1.; in Estland gilt ein vierteljährlich festzulegen
der Satz, der von Mindest- und Höchstprozentsätzen abhängt, die je Tonne Rohstoff festgelegt 
werden. 

In zeitlicher Hinsicht wenden vier Mitgliedstaaten (Belgien, Portugal, Ungarn und Spanien) ihre 
gleichwertigen nationalen Maßnahmen auf die Haushaltsjahre 2022 und 2023 an. Estland wendet 
seine gleichwertige nationale Maßnahme auf das Haushaltsjahr 2022 und Italien und Schweden 
wenden sie auf das Haushaltsjahr 2023 an. Die Tschechische Republik wendet ihre Maßnahme 
auf die Haushaltsjahre 2022 bis 2025 an. 

5. Einzelne Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Im Folgenden werden einige Entwicklungen in Mitgliedstaaten der Europäischen Union über das 
unter 4. Dargestellte hinaus hervorgehoben, die in zeitlicher oder sachlicher Hinsicht über die 
Umsetzung der EU-NotfallVO (dazu 3.) hinausgehen, auch wenn die benannten Steuern nicht 
durchweg Übergewinnsteuern im klassischen Sinne (dazu 2.) darstellen. 

5.1. Belgien22 

Belgien hat den in der Verordnung festgelegten Beitrag nicht umgesetzt, sondern stattdessen ei
nen vorübergehenden Solidaritätsbeitrag für Ölunternehmen eingeführt (siehe auch 4.3.). Die 
Höhe der Abgabe wurde festgelegt auf 6,90 Euro pro Tonne Rohöl, das in den Jahren 2022 und 
2023 für ölverarbeitende Unternehmen importiert wird und 7,80 Euro pro Kubikmeter Diesel 
oder Benzin für den Verbrauch in den Jahren 2022 und 2023. 

5.2. Frankreich23 

Frankreich erhebt im Jahr 2026 wie auch bereits im Jahr 2025 eine Sondersteuer auf Gewinne 
großer Unternehmen, damit diese einen größeren Beitrag zum Abbau des öffentlichen Defizits 
leisten. Die Steuer trifft nur Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 1,5 Milliarden Euro 
(gegenüber einer Milliarde Euro im Jahr 2025), so dass mittelständische Unternehmen ausge
schlossen werden. Die Bemessungsgrundlage wird auf der Grundlage des Durchschnitts der in 
den Geschäftsjahren 2025 und 2026 geschuldeten Körperschaftsteuer berechnet. Die Steuersätze 
betragen unverändert 20,6 % bei einem Umsatz zwischen 1,5 und 3 Milliarden Euro sowie 
41,2 % bei einem Umsatz von über 3 Milliarden Euro. Vorauszahlungen sind parallel zu den Kör
perschaftsteuervorauszahlungen zu leisten. Es handelt sich somit um einen Zuschlag zur Körper
schaftsteuer. 

 

22 IBFD, European Tax Handbook 2025, Belgium, Corporate Taxation, 3.4. 

23 Ministère de l'Économie, des Finances et de la Souveraineté industrielle, énergétique et numérique, Loi de fi
nances 2026 : ce qui change pour les entreprises (20.2.2026) (https://www.economie.gouv.fr/entreprises/gerer-
sa-fiscalite-et-ses-impots/loi-de-finances-2026-ce-qui-change-pour-les-entreprises). 

https://www.economie.gouv.fr/entreprises/gerer-sa-fiscalite-et-ses-impots/loi-de-finances-2026-ce-qui-change-pour-les-entreprises
https://www.economie.gouv.fr/entreprises/gerer-sa-fiscalite-et-ses-impots/loi-de-finances-2026-ce-qui-change-pour-les-entreprises
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5.3. Griechenland24 

Griechenland erhob bereits im Zeitraum vom 1. Oktober 2021 bis 30. Juni 2022 eine Übergewinn
steuer von Stromproduzenten und außerdem eine außerordentliche Abgabe auf die Übergewinne 
von Stromlieferanten im Zeitraum von August 2022 bis zum 1. Juli 2023. 

5.4. Kroatien25 

Kroatien hat im Dezember 2022 eine Übergewinnsteuer über die unionsrechtlichen Vorgaben 
hinaus für alle Branchen eingeführt. Die Bemessungsgrundlage (Übergewinn) entspricht derjeni
gen des EU-Solidaritätsbeitrags (siehe 3.2.). Es handelt sich um eine einmalige Abgabe in Höhe 
von 33 % auf Übergewinne im Jahr 2022. Voraussetzung ist eine Mindesteinkommenshöhe von 
rund 39,8 Mio. Euro. 

5.5. Lettland26 

Lettland erhebt von 2025 bis 2027 eine Übergewinnsteuer für Banken und Kreditinstitute. Bemes
sungsgrundlage sind die Nettozinserträge (Zinserträge abzüglich Zinsaufwendungen), die die 
durchschnittlichen Nettozinserträge von fünf früheren Jahren um mehr als 50 % übersteigen. Der 
Steuersatz liegt bei 60 %. 

5.6. Litauen27 

Litauen erhob von 2023 bis 2025 eine Übergewinnsteuer für Banken und Kreditinstitute. Bemes
sungsgrundlage waren die Nettozinserträge (Zinserträge abzüglich Zinsaufwendungen), die die 
durchschnittlichen Nettozinserträge von vier früheren Jahren um mehr als 50 % überstiegen. Der 
Steuersatz lag bei 60 %. Ursprünglich wurde die Steuer für die Jahre 2023 und 2024 erhoben, 
wurde allerdings für das Jahr 2025 beibehalten. 

5.7. Niederlande28 

Die Niederlande erhoben in den Jahren 2023 und 2024 eine zusätzliche Lizenzgebühr in Höhe 
von 65 % für Einnahmen aus dem Verkauf von Erdgas, die über einen Preis von 0,50 Euro pro 
Kubikmeter hinausgingen. 

 

24 IBFD, European Tax Handbook 2025, Greece, Corporate Taxation, 3.2. 

25 Alvarado, European Taxation 2023, 413, 416; Keuper/Zeck, DStR 2023, 1814, 1820; IBFD, European Tax Hand
book 2025, Croatia, Corporate Taxation, 3.1. 

26 IBFD, European Tax Handbook 2025, Latvia, Corporate Taxation, 3.3. 

27 IBFD, European Tax Handbook 2025, Lithuania, Corporate Taxation, 3.2. 

28 IBFD, European Tax Handbook 2025, Netherlands, Corporate Taxation, 3.2. 



 

 
 

 

Wissenschaftliche Dienste Fachbereich WD 4 
WD 4 - 3000 - 003/26 

Seite 11 

 

5.8. Portugal 

Portugal hat bei der Einführung des EU-Solidaritätsbeitrags im Dezember 2022 den Anwendungs
bereich über Unternehmen der Energiebranche hinaus auf Lebensmittelhandelsunternehmen aus
gedehnt.29 Die Bemessungsgrundlage und der Steuersatz (33 %) lehnten sich an den EU-Solidari
tätsbeitrag (siehe 3.) an. Steuerobjekt war dementsprechend der Teil des Gewinns, der im Veran
lagungszeitraum im Vergleich zu den Gewinnen einer vierjährigen Vergleichsperiode erzielt 
wurde und über 20 % über dem Referenzgewinn lag (Übergewinn), also für das Steuerjahr 2022 
die Gewinne aus den Steuerjahren 2018 bis 2021.30 Für kleine Unternehmen galt eine Befreiung. 
Die Steuer galt für die Jahre 2022 und 2023.31 Begründet wurde die Einführung dieser Steuer mit 
den inflationsbedingten Rekordgewinnen dieser Unternehmen.32 

Kreditinstitute in Portugal unterliegen einer zusätzlichen Abgabe und seit 2021 einem zusätzli
chen Solidaritätszuschlag in Höhe von insgesamt 0,03 % der Passiva abzüglich Tier-1- und Tier-
2-Kapital sowie garantierten Einlagen und in Höhe von insgesamt 0,00015 % der außerbilanziel
len derivativen Finanzinstrumente.33 

5.9. Rumänien34 

Rumänien erhebt seit 2024 eine Sondersteuer auf bestimmte (Netto-)Erträge von Banken, u. a. 
Zinsen, Dividenden, Provisionen. Der Steuersatz beträgt 2 %. Rumänien erhob in den Jahren 
2024 und 2025 außerdem eine Sondersteuer für Öl- und Gasunternehmen mit einem Umsatz von 
über 50 Mio. Euro. Der Steuersatz betrug 0,5 % der Umsätze. 

5.10. Slowakei35 

Die Slowakei erhebt von 2024 bis 2027 eine Sondersteuer für Banken in Höhe von 30 % auf die 
Gewinne der Banken. Zusammen mit der regulären Körperschaftsteuer erhöhte die Sondersteuer 
den effektiven Steuersatz für den Bankensektor im Jahr 2024 auf 45 %. Bis 2027 wird der effek
tive Steuersatz auf 33 % sinken, da der Steuersatz zwischen 2025 und 2027 um knapp 5 Prozent
punkte pro Jahr gesenkt wird. 

 

29 Siehe Botelho Moniz, European Taxation 2023, 42, 43; Alvarado, European Taxation 2023, 413, 419; IBFD, Euro
pean Tax Handbook 2025, Portugal, Corporate Taxation, 3.3. 

30 Siehe Botelho Moniz, European Taxation 2023, 42, 43; Alvarado, European Taxation 2023, 413, 419. 

31 IBFD, European Tax Handbook 2025, Portugal, Corporate Taxation, 3.3. 

32 Alvarado, European Taxation 2023, 413, 419. Zur Kritik daran Botelho Moniz, European Taxation 2023, 42, 43. 

33 IBFD, European Tax Handbook 2025, Portugal, Corporate Taxation, 9.6. 

34 IBFD, European Tax Handbook 2025, Romania, Corporate Taxation, 3.5., 3.6.; Enache, Windfall Profits Taxes in 
Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/). 

35 Enache, Windfall Profits Taxes in Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-prof
its-taxes-europe/). 

https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/


 

 
 

 

Wissenschaftliche Dienste Fachbereich WD 4 
WD 4 - 3000 - 003/26 

Seite 12 

 

5.11. Spanien36 

Spanien erhebt eine Übergewinnsteuer für Finanzinstitute. Bemessungsgrundlage sind die Netto
zinserträge (Zinsüberschuss) und der Provisionsüberschuss, wenn der Nettoertrag daraus 750 
Mio. Euro übersteigt. Bei einer Bemessungsgrundlage zwischen 750 Mio. Euro und 1,5 Mrd. Euro 
beträgt der Steuersatz 3,5 %. Bis zu einer Bemessungsgrundlage von 3 Mrd. Euro beträgt der 
Steuersatz 4,8 %. Bei einer Bemessungsgrundlage bis zu 5 Mrd. Euro beträgt der Steuersatz 6 %, 
darüber 7 %. Für Finanzinstitute mit einer geringen Ertragskraft gilt ein spezieller Abzugsbetrag. 

Spanien erhob bereits seit 2021 verschiedene Arten von Übergewinnsteuern. Bereits im Septem
ber 2021 wurde eine vorübergehende Sofortmaßnahme gegen die Auswirkungen gestiegener Gas
preise auf die Verbrauchermärkte für Gas und Strom beschlossen mit einem Mechanismus zur 
Verringerung der Vergütungen von Stromproduzenten, um Übergewinne aufgrund erhöhter 
Preise für Strom und Gas zu reduzieren.37 Die Abgabe wurde fällig, wenn der Gaspreis über 20 
Euro pro MWh lag. Allerdings wurden eine Reihe von Ausnahmen eingeführt, so dass viele Ener
gieunternehmen aus dem Anwendungsbereich gefallen sind. Dieser Mechanismus galt bis De
zember 2022. 

In den Jahren 2023 und 2024 wurden zwei Übergewinnsteuern für Energieunternehmen und den 
Bankensektor erhoben. Die Abgabe für Energieunternehmen (gravamen temporal energetico) be
trug 1,2 % der Nettoumsätze aus den Bereichen Strom, Erdgas, Treibstoffe, Rohöl, Kohleförde
rung, Raffinerien. Die Abgabe wurde in ähnlicher Form auch im Jahr 2025 erhoben. Ende des Jah
res 2024 wurde die Übergewinnsteuer für den Bankensektor bis 2026 verlängert. 

5.12. Tschechische Republik38 

Die Tschechische Republik erhob in den Jahren 2023 bis 2025 eine Übergewinnsteuer auf Ge
winne von Energieunternehmen mit einem Gesamtjahresumsatz (im Jahr 2021) von mindestens 
2 Mrd. Tschechischen Kronen (ca. 82,4 Mio. Euro) und einem aktuellen Jahresnettoumsatz von 
mindestens 50 Mio. Tschechischen Kronen (ca. 2 Mio. Euro). Die Bemessungsgrundlage ist der 
Gewinn, soweit er 120 % des durchschnittlichen Gewinns der Jahre 2018 bis 2021 übersteigt. Der 
Steuersatz beträgt 60 %. Außerdem gab es eine Übergewinnsteuer für Banken von 2023 bis 2025. 
Dafür galten die gleichen Regeln wie für Energieunternehmen.39 

 

36 IBFD, European Tax Handbook 2025, Spain, Corporate Taxation, 3.4., 9.6.4.; Enache, Windfall Profits Taxes in 
Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/). 

37 Siehe auch Wissenschaftliche Dienste, Sachstand „Übergewinnsteuern in Europa - Neue Regelungen und Pläne 
für die Abschöpfung von Übergewinnen“ vom 16.6.2022, WD 4 - 3000 - 074/22, S. 9 ff. (https://www.bundes
tag.de/resource/blob/905070/WD-4-074-22-pdf.pdf). 

38 Enache, Windfall Profits Taxes in Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-prof
its-taxes-europe/). 

39 IBFD, European Tax Handbook 2025, Czech Republic, Corporate Taxation, 3.2. 

https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
https://www.bundestag.de/resource/blob/905070/WD-4-074-22-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/905070/WD-4-074-22-pdf.pdf
https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
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5.13. Ungarn40 

Ungarn erhebt eine Sondersteuer für Kredit- und Finanzinstitute. Die Bemessungsgrundlage ist 
die gleiche wie für die örtliche Gewerbesteuer (local business tax), erfasst also Umsätze abzüglich 
bestimmter (Anschaffungs-)Kosten. Bis zu einer Bemessungsgrundlage von 20 Mrd. Forint (ca. 
52,9 Mio. Euro) beträgt der Steuersatz 7 %. Darüber liegt der Steuersatz bei 18 %. 

Zuvor hatte Ungarn bereits in den Jahren 2022 bis 2024 verschiedene Übergewinnsteuern erho
ben, so etwa für Telekommunikations- und Pharmaunternehmen, Fluggesellschaften und Ener
gieversorger. Die Steuer für Finanzinstitute bleibt in Kraft. 

Zur Umsetzung des europäischen Solidaritätsbeitrags hat Ungarn zwei getrennte Maßnahmen 
eingeführt, für die Ungarn unterschiedliche Bemessungsgrundlagen anwendet, nämlich eine ge
änderte Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer von Energieversorgungsunternehmen 
und eine Maßnahme, die sich auf das aus der Russischen Föderation gekaufte Rohöl bezieht.41 

Die ungarischen Steuern weisen unterschiedliche Bemessungsgrundlagen und Steuersätze auf, so 
dass eher von einer Mehrheit branchenspezifischer Einzelsteuern gesprochen werden kann. Die 
Bezeichnung als windfall profits taxes wird daher als irreführend kritisiert.42 

6. Weitere Staaten Europas 

6.1. Albanien43 

Albanien unterwirft seit 2020 die Gewinne aus Erdölgeschäften einer besonderen Steuer mit ei
nem Steuersatz von 50 %. Dabei gilt eine besondere Mindestbesteuerung, die den Abzug von Be
triebsausgaben auf 85 % der Einnahmen beschränkt. 

6.2. Nordmazedonien44 

Nordmazedonien erhob einmalig im Jahr 2022 eine Übergewinnsteuer auf alle körperschaftsteu
erpflichtigen Unternehmen. Der Steuersatz betrug 30 %, anzuwenden auf den Teil des Einkom
mens, der 120 % des durchschnittlichen Einkommens aus einem vorherigen Dreijahreszeitraum 
überstieg. 

 

40 IBFD, European Tax Handbook 2025, Hungary, Corporate Taxation, 3.3. ff; Enache, Windfall Profits Taxes in 
Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/). 

41 Siehe dazu Bericht der Europäischen Kommission an den Rat (Bericht über Kapitel III der Verordnung (EU) 
2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen Energiepreise, 
Solidaritätsbeitrag und erlassene gleichwertige Maßnahmen: Bestandsaufnahme) vom 30.11.2023, COM(2023) 
768 final (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023DC0768). 

42 Veress, European Taxation 2023, 264, 268. 

43 IBFD, European Tax Handbook 2025, Albania, Corporate Taxation, 3.1. 

44 IBFD, European Tax Handbook 2025, North Macedonia, Corporate Taxation, 3.1. 

https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
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6.3. Vereinigtes Königreich45 

Das Vereinigte Königreich erhebt eine Übergewinnsteuer von Öl- und Gasunternehmen, die im 
Vereinigten Königreich einschließlich des Festlandsockels tätig sind (Energy Profits Levy). Be
messungsgrundlage sind dieselben Gewinne, die bereits der erhöhten Körperschaftsteuer zum 
Steuersatz von 40 % unterliegen. Hierfür gelten Regelungen, die den Ausgleich von Gewinnen 
aus solchen Geschäften mit Verlusten aus anderen Geschäften ausschließen (ring-fencing rules). 
Zusammen mit der Körperschaftsteuer ergibt sich aufgrund des Steuersatzes von 38 % ein Steu
ersatz von insgesamt 78 %. Die Steuer wurde im Jahr 2022 eingeführt und gilt bis zum 31. März 
2030. Sie gilt für Gewinne, die seit dem 26. Mai 2022 erwirtschaftet wurden. Der Steuersatz be
trug ursprünglich 25 %, seit Januar 2023 35 % und seit dem 1. November 2024 38 %. 

Das Vereinigte Königreich erhebt außerdem eine zusätzliche Abgabe in Höhe von 45 % auf außer
ordentliche Einnahmen aus der Stromerzeugung, die Stromerzeuger ab einer bestimmten Größen
ordnung leisten müssen, wenn ihre Einnahmen aus der Stromerzeugung einen in Abhängigkeit 
von einem bestimmten Referenzwert ermittelten Betrag übersteigen, abzüglich bestimmter Kosten 
für die Energiebeschaffung und abzüglich eines Freibetrags von 10 Mio. GBP (ca. 11,5 Mio. Euro). 
Die Abgabe wird von 2023 bis zum 31. März 2028 erhoben. 

*** 

 

45 IBFD, European Tax Handbook 2025, United Kingdom, Corporate Taxation, 3.2.; Enache, Windfall Profits Taxes 
in Europe, 2025 (9.9.2025) (https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/). 

https://taxfoundation.org/data/all/eu/windfall-profits-taxes-europe/
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